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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die im 
Jung gemeinsamen Erlaß des Bundesministers für 

Städtebau und Wohnungswesen sowie des 
Bundesministers der Verteidigung an alle 
Oberfinanzdirektionen und Wehrbereichsver- 
waltungen (I B 4 - 56 71 02 - 2 - bzw. U II 5 - 
Az.: 45-30-01 v. 31. 10. 1969) erbetene zweijäh- 
rige periodische Begehung von Wohnsiedlun- 
gen in vielen Fällen noch immer nicht durch- 
geführt ist, und wann werden die Begehungen 
voraussichtlich abgeschlossen sein? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

2. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach die Bundesre- 

Unertl gierung der neuen chilenichen Regierung be- 

sondere Entwicklungshilfen gewährt, und wel- 
che Bedingungen wurden ggf. für diese Hilfen 
vereinbart? 

3. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Josten rung, der auf dem 6. Deutschen Evangelischen 

Akademikertag beschlossenen Resolution Nr. 
4 zu entsprechen, die sich mit der Einbezie- 
hung von Jungakademikern in Entwicklungs- 
dienste befaßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 

Folger südafrikanische Bergwerksgesellschaft in den 

österreichischen Alpen mit dem Abbau von 
Kupfer beginnt und die dabei entstehenden 
chemisch verseuchten Abwässer über die Tiro- 
ler Ache in den oberbayerischen Chiemsee 
gelangen können, und, wenn ja, was wird sie 
dagegen tun? 

5. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 

Engelsberger vom Bundesamt für Verfassungsschutz bestä- 

tigte Tatsache zu tun, daß in der Bundesrepu- 
blik Deutschland täglich zwei Spione für den 
östlichen Geheimdienst angeworben werden? 
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h. Abgeordneter 

Weigl 


7 Abgeordneter 

Dr. Hammans 


8. Abgeordneter 

Berger 


9. Abgeordneter 

Berger 


10. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzbiirg) 


11. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


12. Abgeordneter 

Volmer 


Drucksadle VI/ 1386 


Wie l^ewertet die Bundesregierung die Mit- 
arbeit des „Reichsbund" an den Vorbereitungs- 
arbeiten einer von der PER, der kommuni- 
stisch gesteuerten Verfolgteninternationale, 
geplanten Veranstaltung, die das Ziel hat, 
eine sogenannte europäische Sicherheitskon- 
ferenz zu unterstützen? 

Hält es die Bundesregierung trotz der Presse- 
freiheit, die auch ich bejahe, nicht für notwen- 
dig, Maßnahmen zu ergreifen, um in Zukunft 
Berufsstände oder Einzeipersönlichkeiten, die 
möglicherweise Presseverleumdungen in be- 
sonderen Maßen ausgesetzt sind, gegenüber 
solchen Behauptungen zu schützen und diese 
Presseorgane durch eine Änderung der betref- 
fenden Bestimmungen zu zwingen, auch eine 
wahrheitsgemäße Gegendarstellung mit der 
gleichen Placierung in ihrem Organ zu ver- 
anlassen? 

Trifft die von Herrn Staatssekrelar Dr. Schal 1- 
jiorn in der Fragestunde vom 15. Oktober j 970 
(vgl. Stenographischer Bericht Seite 4076 [ß]) 
aufgestellte Behauptung, „den Arbehnehmern 
verbleibt unter Berücksichtigung der eingetre- 
tenen Steigerungen der Lebenshaltungskosten 
eine Zunahme der reinen Nettolohn- und -ge- 
haltssumme von gut 8®/ü", auch für die Beam- 
ten zu? 

Durch welche Maßnahmen hat die Bundesre- 
gierung sichorgestellt, daß ihre Ankündigung, 
die Beamtenljesoldung zum 1. Januar 1971 an 
die allgemeine Einkommensentwicklung anzu- 
passen, auch termingerecht verwirklicht wird? 

Wird die Bundesregierung sicherstellen, daß 
neben der notw^endigen Anpassung der Beam- 
tenbesoldung an die allgemeine Einkommens- 
entwicklung die Besoldungsdifferenz, die zwi- 
schen den Ländern und dem Bund besteht, und 
die von dem Vertreter der Bundesregierung in 
der Sitzung des Innenausschusses am 17. Sep- 
tember 1970 mit 5 v. H. beziffert worden ist, 
zusätzlich ausgeglichen wird? 

Trifft es zu, daß im Bundeskanzleramt eigene 
Verstellungen über eine Besoldungsverbesse- 
rung für die Beamten entwickelt worden sind, 
die mit dem Bundesinnenminisler als dem zu- 
ständigen Fachminister nicht abgestimint wor- 
den sind? 

Aus welchen Gründen kann die Bundesregie- 
rung dem vom Deutschen Bundestag bei der 
Verabschiedung des Siebten Besoldungsände- 
rungsgesetzes angenommenen Entschließungs- 
antrag, mit dem sie ersucht worden ist, ihr 
zur Frage des Besoldungsrückstandes im öf- 
fentlichen Dienst in Auftrag gegebenes Gut- 
achten bis zum 31. Dezember 1970 vorzulegen, 
nicht termingerecht entsprechen? 
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13. Abgeordneter 

Volmer 


Welche Stellungnahme gibt die Bundesregie- 
rung zu den sich in letzter Zeit häufenden Pro- 
testaktionen der Beamten ab? 


14. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Warum hat die Bundesregierung dem Ersu- 
chen des Innenausschusses vom 29. April 1970, 
bis zum 1. Oktober 1970 eine Gesamtkonzep- 
tion zur Richterbesoldung und den sich daraus 
ergebenden Folgerungen für das gesamte Be- 
soldungsrecht in Form einer Formulierungs- 
hilfe vorzulegen, bis zur Stunde nicht entspro- 
chen? 


15. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Aus welchen Gründen ist die Bundesregierung 
dem vom Deutschen Bundestag bei der Ver- 
abschiedung des Zweiten Besoldungsneurege- 
lungsgesetzes angenommenen Entschließungs- 
antrag, in dem die Bundesregierung ersucht 
worden war, bis zum 1. Oktober 1970 über 
die Arbeiten zur Aufstellung einer den Amts- 
inhalt stärker berücksichtigenden Bewertungs- 
ordnung zu berichten, nicht nachgekommen? 


16. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Hat die Bundesregierung einem Antrag des 
Innenausschusses des Deutschen Bundestages 
vom 2. Juni 1970 entsprochen und im Zusam- 
menhang mit dem Gesetz über vermögens- 
wirksame Leistungen für Bundesbeamte, Be- 
rufssoldaten und Soldaten auf Zeit die Fragen 
geprüft, ob und inwieweit Versorgungsemp- 
fänger und sonstige aus dem Berufsleben Aus- 
geschiedene vermögenswirksame Leistungen 
erhalten können, die Beschränkung der An- 
spruchsberechtigten hinsichtlich der Hohe der 
Bezüge aufgehoben, der Betrag der vermö- 
genswirksamen Leistungen erhöht werden 
kann, und welche konkreten Ergebnisse hat 
sie dabei gefunden? 


17. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß vermögenswirksame Leistungen des- 
halb nicht auf die notwendigen Besoldungs- 
anpassungen angerechnet werden können, 
weil Versorgungsempfänger bisher noch keine 
derartigen Leistungen erhalten und sie bei 
einer Anrechnung erneut benachteiligt wür- 
den? 


18. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


Warum konnte die Bundesregierung den vom 
Herrn Bundesminister des Innern in der Sit- 
zung des Innenausschusses vom 22. Januar 
1970 für den 1. Oktober 1970 angekündigten 
Härtebericht zum Gesetz zu Artikel 131 GG 
nicht termingerecht vorlegen? 


19. Abgeordneter Hat die Bundesregierung ein Konzept über die 
Brück Neuregelung der Vor-, Aus- und Fortbildung 

(Köln) aller Beamten ausgearbeitet? 
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20. Abgeordneter 

Brück 

(Köln) 


Hat die Bundesregierung die nach dem Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 27. Fe- 
bruar 1970 einzusetzende Studienkommission 
unabhängiger Fachleute, die Stellung und Auf- 
gaben des öffentlichen Dienstes in Staat und 
Gesellschaft von heute untersuchen und Vor- 
schläge für eine zeitgemäße weitere Entwick- 
lung eines modernen, öffentlichen Dienstes 
unterbreiten soll, bereits berufen? 


21. Abgeordneter Hat die Bundesregierung oder haben andere 
Zebisch Stellen in der Bundesrepublik Deutschland die 

Abgasdichte auf den Schulwegen unserer Kin- 
der in den Städten untersucht, und wie sind 
die Untersuchungsergebnisse ausgefallen? 


22. Abgeordneter Wird die Bundesregierung mit den Ländern 
Zebisch dahin gehend Verbindung aufnehmen, daß der 

Schulanfang auf Zeiten verschoben wird, die 
außerhalb der größten Verkehrsdichte liegen, 
damit die Schulkinder weder den Gefahren 
des Straßenverkehrs noch den Gefährdungen 
durch hohe Abgaskonzentrationen in den 
Straßen ausgesetzt sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


23. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


24. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


25. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


26. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


In welchen Staaten Europas lassen es die ge- 
setzlichen Vorschriften zu, daß bei der Ehe- 
schließung nicht nur der Familienname des 
Mannes, sondern auch der Familienname der 
Frau oder ein Doppelname der beiden gemein- 
samer Familienname werden kann? 

Ist bekannt, in wieviel Prozent der Eheschlies- 
sungen — insbesondere in der DDR — von 
dem Recht Gebrauch gemacht wird, den Fami- 
liennamen der Frau zum gemeinsamen Fami- 
liennamen zu bestimmen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung des Niedersächsischen Justizministers 
Hans Schäfer, die „Zentrale Erfassungsstelle 
der Westdeutschen Länderjustizverwaltungen 
zur Registrierung von Gewalt und Willkür- 
akten an der Zonengrenze und in der DDR" 
solle aufgelöst werden, weil in der letzten 
Zeit keine Schießereien an der Zonengrenze 
vorgekommen seien? 

Trifft es zu, daß die Erfassungsstelle während 
der ersten sechs Monate des Jahres 1970 
527 Verdachtsfälle auf „zureichende tatsäch- 
liche Anhaltspunkte für das Vorliegen eines 
Gewaltaktes" überprüft und insgesamt 327 
Vorermittlungsverfahren eingeleitet hat, von 
denen nur 48 an örtlich zuständige Staatsan- 
waltschaften abgegeben werden konnten? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


27. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 
von Bockelberg richtigungen von Umsatzsteuerbescheiden im 
Anschluß an Betriebsprüfungen etc., die durch 
unrichtige Steuerberechnung und unrichtigen 
Steuerausweis in Rechnungen eines Unterneh- 
mers an andere Unternehmer bedingt sind, 
erhebliche Mehrarbeit (Finanzämter und Un- 
ternehmungen) verursachen, ohne daß bei 
kongruentem Vorsteuerabzug ein steuerliches 
Ergebnis erzielt wird? 


28. Abgeordneter 

Alber 


Wie werden in der Bundesrepublik Deutsch- 
land Unternehmen besteuert, die sich im Be- 
sitz von Ostblockländern befinden? 


29. Abgeordneter 

Alber 


30. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


31. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


32. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 


33. Abgeordneter 
Biechele 


Trifft es zu, daß solche Unternehmen das glei- 
che Steuerprivileg genießen wie die öffent- 
liche Hand und somit gegenüber der deutschen 
privaten Wirtschaft im Vorteil sind und zwar 
deshalb, weil die Vermögensteuer für Aktio- 
näre wegfällt und überdies bei Ausschüttun- 
gen der gespaltene Körperschaftsteuersatz in 
Betracht kommt, als 15Vo plus 25Vo Kapital- 
ertragsteuer, was zu Wettbewerbsverzerrun- 
gen führen kann, da die normale Belastung im 
Inland wesentlich höher liegt? 

Trifft es zu, daß die durch die Gemeindefinanz- 
reform erfolgte Vergrößerung der Gemeinde- 
finanzmasse bereits im laufenden Jahr durch 
strukturelle Belastungen der Gemeindehaus- 
halte, insbesondere durch Steigerung der Per- 
sonalausgaben und Preissteigerungen, bei den 
Investitionen voll aufgezehrt worden ist? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung aus einer solchen bei Verabschiedung 
der Gemeindefinanzreform kaum zu erwarten- 
den Entwicklung zu ziehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
stellung in dem von den Herren Prof. Dr. Rupp, 
Assessor Dr. von Zezschwitz und Assessor 
Dr. von Olshausen erstatteten Gutachten, wo- 
nach die Besteuerung der Beamtenpensionen 
nicht verfassungskonform ist? 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß eine Änderung der geltenden Bestim- 
mungen über die Besteuerung der Beamten- 
pensionen, sofern diese ganz oder teilweise 
verfassungswidrig sind, nicht bis zur Durch- 
führung der Steuerreform zurückgestellt wer- 
den können, da letztere in dieser Legislatur- 
periode nicht mehr verabschiedet werden wird, 
und es nicht angeht, die verfassungsmäßigen 
Rechte der Betroffenen solange zu mißachten? 
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34. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Schröder Grundsteuer A für die landwirtschaftlichen 

(Wilhelminenhof) Betriebe in Gebieten mit hohen Einheitswer- 
ten und hohen Hebesätzen eine echte Wett- 
bewerbsverzerrung gegenüber ähnlich gela- 
gerten Betrieben des EWG-Raumes ist? 

35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diese Wett- 

SchrÖder bewerbsverzerrung so schnell wie möglich, 

(Wilhelminenhof) spätestens jedoch im Zuge der geplanten Steu- 
erreform, zu beseitigen und die Einnahmeaus- 
fälle der Gemeinden durch eine entsprechende 
Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 
auszugleichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


36. Abgeordneter Wie groß ist der jährliche Mineralölimport 

Dr. Enders der Bundesrepublik Deutschland aus der DDR? 

37. Abgeordneter Kann die Bundesregierung dazu beitragen, daß 

Dr. Enders Firmen im Zonenrandgebiet am Handel mit 

importiertem Mineralöl aus der DDR beteiligt 
werden? 

38. Abgeordneter War sich die Bundesregierung bei der Zustim- 

van Beiden mung zu dem von der Europäischen Gemein- 

schaft hinsichtlich der Zollpräferenzen ausge- 
sprochenen Verzicht auf jegliche textile Aus- 
nahme bewußt, daß ein Teil der dadurch be- 
vorzugten Länder bei Textil und Bekleidung 
zu den größten, konkurrenzfähigen und billig- 
sten Lieferanten des textilen Weltmarktes 
gehören, die keine Zollpräferenz benötigen? 

39. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

van Beiden das von der EG entwickelte Zollmodell (Pla- 

fond mit Zollfreiheit) unpraktikabel ist, und 
ist sie bejahendenfalls bereit, darauf hinzu- 
wirken, statt dessen einen stufenweisen Zoll- 
abbau vorzusehen? 

40. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Pohlmann den zur Zeit unzureichenden Schutz der Be- 

rufsbezeichnung des staatlich geprüften Tech- 
nikers in der Bundesrepublik Deutschland zu 
gewährleisten? 

41. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 

Pohlmann um im EWG- und weiteren europäischen 

Raum eine Anerkennung des staatlich geprüf- 
ten deutschen Technikers und des damit eng 
verbundenen Niederlassungsrechtes in den be- 
treffenden Ländern zu erreichen? 
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42. Abgeordneter War sich die Bundesregierung bewußt, daß 

Seilers hinsichtlich der von der EWG eingeräumten 

Zollpräferenzen unter den Begünstigten auch 
Länder sein werden, die mit dumpingartigen 
Praktiken den deutschen Markt zerrütten, und 
gedenkt sie, diese Länder oder Artikel auszu- 
klammern? 

43. Abgeordneter War sich die Bundesegierung beim Verzicht 

Seilers auf Ausnahmen darüber im klaren, daß dieser 

Verzicht zur Liquidation einzelner Wirtschafts- 
zweige führen wird, wenn keine spezielle 
Ausnahmeregelung mit bestimmten Lieferlän- 
dern zustandekommt? 

44. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bei der Zustimmung 

Ott zu der letzten Fassung der Erklärung der EWG 

in Sachen Zollpräferenzen bekannt gewesen, 
daß praktisch alle anderen großen Industrie- 
nationen (z. B. USA - Großbritannien - Japan) 
für die meisten Textil- und Bekleidungsposi- 
tionen keine Präferenz gewähren, jedoch als 
einzige die EWG? 

45. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung unter diesen 

Ott Umständen auch für den Textil- und Beklei- 

dungsbereich dem Verzicht auf die Ausnahmen 
zugestimmt und damit die EG-Textilindustrie 
einseitig im Vergleich zu derjenigen der an- 
deren Industriestaaten schlechter gestellt, ob- 
wohl in allen OECD-Erklärungen als Ziel und 
Bedingung proklamiert wurde, daß alle Indu- 
striestaaten gleiche Lasten übernehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


46. Abgeordneter Welche Stellungnahme gibt die Bundesregie- 

Kiechle rung ab zu folgender Behauptung der AGV: 

a) „Es bestehen noch weitere enorme Mög- 
lichkeiten zur Kostensenkung und Rationa- 
lisierung in der Landwirtschaft", 

b) „die Behauptung, die Agrarpreise seien 
der Lohn der Landwirtschaft, gehören zu 
den größten Lügen unserer Agrarpolitik"? 

47. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Ver- 

Kiechle breitungsstelle derartiger Äußerungen weiter- 

hin im selben Außmaß zu subventionieren? 

48. Abgeordneter Welches sind nach Auffassung der Bundes- 

Helms regierung die Gründe dafür, angesichts eines 

inländischen Überangebotes, die Speisekartof- 
feleinfuhren z. B. aus Griechenland mengen- 
und wertmäßig freizugeben (Bundesanzeiger 
Nr. 193 vom 16. Oktober 1970, Ausschreibung 
242199)? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


49. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung zur Beschleu- 

Schmidt nigung der Verfahren vor den Sozialgerichten 

(Braunschweig) einen entsprechenden Gesetzentwurf vorlegen? 

50. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß im 

Dröscher Falle einer Kriegsbeschädigung von 90^/o die 

neben der Grundrente ausgezahlte Berufs- 
schadensausgleichsrente in einer Besoldungs- 
stufe endet (A8), die heute nicht mehr der 
Endstufe der entsprechenden Laufbahn adä- 
quat ist (A 9) und ist die Bundesregierung 
bereit, in solchen Fällen eine Angleichung der 
Berufsschadensausgleichsrenten an die verän- 
derten Laufbahnbedingungen vorzunehmen? 

51. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Fälle von 

Dröscher Rentenempfängern, in deren Rentenberech- 

nung die Zeit des Arbeitsdienstes, die Kriegs- 
dienstzeit während des 2. Weltkrieges und die 
Zeit der Gefangenschaft deshalb nicht einbe- 
zogen werden, weil vor diesen Zeiten keine 
versicherungspflichtige Tätigkeit nachzuwei- 
sen ist und weil nach dieser Zeit innerhalb 
von drei Jahren eine rentenversicherungs- 
pflichtige Tätigkeit nicht aufgenommen wurde, 
obwohl nach der Rückkehr eine Kriegsbeschä- 
digung von lOOVo festgestellt wurde und des- 
halb erst längere Zeit nach der Gefangenschaft 
eine Tätigkeit aufgenommen werden konnte, 
die einen Anspruch auf Rentenversicherung 
begründet hat, und ist die Bundesregierung 
bereit, eventuell Änderungen der Rentenge- 
setzgebung im Hinblick darauf anzuregen, daß 
in solchen Fällen auch die Zeit des Arbeits- 
und Kriegsdienstes wie auch die Zeit der Ge- 
fangenschaft in die Rentenberechnung einbe- 
zogen werden können? 

52. Abgeordneter Nachdem die Antwort der Bundesregierung 

Dr. Hammans auf die Kleine Anfrage (Drucksache VI/1332) 

in keiner Weise eine ausreichende und befrie- 
digende Auskunft darüber gegeben hat, ob sie 
bereit ist, die deutsche Ärzteschaft, insbeson- 
dere die Kassenärzte Deutschlands, gegen Ver- 
leumdungen wie in der Ausgabe Nr. 42 des 
„Stern", wonach diese „moralisch morbid bis 
auf die Knochen sind und Beschiß machen, daß 
sie sich auf Kosten der Kassenpatienten ge- 
sundstoßen und aus dem Sozialtopf der armen 
Patienten schöpfen und das Geld an der 
Riviera verjubeln", durch eine entsprechende 
Erklärung zu verteidigen, frage ich, ob sie 
nunmehr bereit ist, als Aufsichtsbehörde ge- 
genüber dem Zusammenschluß der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen, d. h. der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigung, eine Erklärung 
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abzugeben, aus der klar hervorgeht, daß diese 
und weitere in der genannten Zeitschrift auf- 
gestellten Verleumdungen wahrheitswidrig 
sind? 

53. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei einer 

Maudier Reihe von ehemalig selbständigen Handwer- 

kern und Kaufleuten keine ausreichende Ver- 
sicherung vorhanden ist? 

54. Abgeordneter Kann die Bundesregierung feststellen, wie 

Maucher viele ehemalig selbständige Handwerker und 

Kaufleute keine ausreichende Altersversiche- 
rung haben? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


55. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den auf den 

Gallus 1. Januar 1971 verfügten „ Anti-Schaferlaß 

auf solche Flugplätze nicht zur Anwendung 
zu bringen, welche in der Hauptsache von 
Hubschraubern der Heeresfliegerei benutzt 
werden? 

56. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diejenigen 

Gallus Jungen Landwirte, die sich für mindestens drei 

Jahre dem landwirtschaftlichen Betriebshilfs- 
dienst zur Verfügung stellen, vom Wehrdienst 
zu befreien? 

57. Abgeordneter Wie viele Offiziere konnten sich bisher nicht 

Pawelczyk für die Laufbahn des höheren Dienstes quali- 

fizieren? 

58. Abgeordneter Wie viele Offiziere dieses Personenkreises 

Pawelczyk waren zum Zeitpunkt der Stabsoffizierprüfung 

bereits als Spezialisten eingesetzt? 

59. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach Berufs- 

Cramer Offiziere, die als Düsenpiloten ausgebildet 

wurden, vor Ablauf ihrer Verpflichtungszeit 
um Entlassung bitten und unter welchen Be- 
dingungen erfolgt die Entpflichtung? 

60. Abgeordneter Hat das Institut für Bildung und Erziehung in 

Stahlberg den Streitkräften unter Prof. Ellwein seine 

Arbeit in München bereits aufgenommen, und 
inwieweit ist es an der Erarbeitung der Unter- 
lagen für die Bildungskommission beteiligt? 

61. Abgeordneter Sind die Truppenkommandeure bei der Dar- 

Stahlberg Stellung der bisherigen Erfahrungen über Bil- 

dung und Ausbildung der Soldaten in der 
Kommission beteiligt? 
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62. Abgeordneter Ist es richtig, daß die von der Bundesregie- 
Dr. Kiepsch rung im Verteidigungsministerium gebildete 

Kommission für Ausbildung und Bildung (Bil- 
dungskommission) ihr Konzept für Ausbildung 
und Bildung in den Streitkräften bis zum Jah- 
resende 1970 vorlegen wird? 

Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 
Parteien Soldaten schriftlich auffordern, für 
den Besuch von Parteiveranstaltungen in ih- 
rem Kollegenkreis zu werben? 

Wann wird die von der Bundesregierung ein- 
gesetzte Wehrstrukturkommission ihre Emp- 
fehlungen für eine neue Wehrstruktur vorle- 
gen? 

65. Abgeordneter Weshalb sind den in Jägerbrigaden umgewan- 
Jung delten Einheiten der Bundeswehr die schwimm- 

fähigen gepanzerten 6-Rad-Fahrzeuge gestri- 
chen worden, und welche Maßnahmen wird die 
Bundesregierung ergreifen, um die dadurch 
entstehende — dem Sinn der Jägerbrigaden 
zuwiderlaufende — Einbuße an Kampfkraft 
zu ersetzen? 


Gesc^äftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

66. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Schüler von Abendgym- 

Schmidt nasien und Kollegs, die keine Eltern mehr 

(München) haben und auch nicht verheiratet sind, die 

verheiratet sind und am Ausbildungsort mit 
ihrem Ehepartner zusammen wohnen und die 
von ihren Eltern getrennt, aber am gleichen 
Ort wie die Eltern leben, durch das Ausbil- 
dungsförderungsgesetz ein geringeres Stipen- 
dium bekommen, als das bisher nach dem 
bayerischen Begabtenförderungsgesetz der Fall 
war? 

67. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, diese 

Schmidt Schlechterstellung in absehbarer Zeit zu be- 

(München) seitigen? 

68. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 

Dr, Arnold rungen des Düsseldorfer Universitätsprofes- 

sors Dr. Kuhlendahl, der nach übereinstimmen- 
den Pressemeldungen in einem Vortrag vor 
dem Pastoralkolleg der Evangelischen Kirche 
von Westfalen sinngemäß erklärt hat, man 
könne niemandem raten, am Wochenende 
krank zu werden. Die äußeren Umstände, un- 
ter denen Kranke in den Krankenhäusern be- 
handelt werden müßten, seien heute so, daß 


64, Abgeordneter 
Glüsing 


63. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
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sie kaum noch verantwortet werden könnten. 
Der Grund liege in den tariflichen Bestimmun- 
gen, die den Bediensteten ein größeres Maß 
an Freizeit zusprächen, ohne daß dafür die 
Voraussetzungen erfüllt seien. Daraus ergä- 
ben sich Konsequenzen, von denen selbst 
Sterbende betroffen seien? 

69. Abgeordneter Wie kann die Lage für alle Patienten in den 

Dr. Arnold Kliniken verbessert werden, und welche be- 

sonderen Maßnahmen können getroffen wer- 
den, um den akuten Mangel an Ärzten, Schwe- 
stern und Pflegepersonal in den Krankenhäu- 
sern zu beseitigen? 

70. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Vorbereitungen 

von Alten- überwiegend ausländischer und speziell skan- 

Nordheim dinavischer Produzenten bekannt, die den 

deutschen Markt mit einer nicht zu übersehen- 
den Pornowelle zu überschwemmen beabsich- 
tigen, wenn die jetzt vorliegenden diesbezüg- 
lichen Gesetzentwürfe Rechtskraft erlangen, 
und sieht sie der Entwicklung dieses neuen 
Wirtschaftszweiges bedenkenlos entgegen? 

71. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

von Alten- sich der Jugendschutz unter diesen Umständen 

Nordheim in der Praxis noch wirksam durchführen läßt? 

72. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Politische Arbeitskreis 

Weigl Oberschulen (PAO) als Mitausrichter einer ge- 

gen die Regierung der Vereinigten Staaten 
gerichteten Vietnamkampagne der Kommuni- 
sten öffentliche Mittel, z. B. aus dem Bundes- 
jugendplan, erhält? 

73. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Deut- 

Pfeifer sehen Bundestag in Kürze einen Gesetzent- 

wurf vorzulegen, der Nr. 1 des anläßlich der 
zweiten und dritten Beratung des Ausbil- 
dungsförderungsgesetzes angenommenen Ent- 
schließungsantrages entspricht und insbeson- 
dere eine Förderung der Schüler von Berufs- 
fachschulen ermöglicht, für deren Besuch der 
Realschulabschluß nicht Voraussetzung ist? 

74. Abgeordneter Kann die Bundesanstalt für Arbeit bis zum 

Pfeifer Inkrafttreten des Gesetzes vordringlich und 

übergangsweise die Förderung der in Fra- 
ge 73 genannten Schüler in dem Umfang 
übernehmen, die an sich im Ausbildungsförde- 
rungsgesetz vorgesehen ist? 

Gesdiäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

75. Abgeordneter Welche Möglichkeit hat die Bundesregierung 

Sdiiller um sicherzustellen, daß bei Manövern ameri- 

(Bayreuth) kanischer Truppen in Deutschland von den 

amerikanischen Soldaten die elementarsten 
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Regeln des Straßenverkehrs beachtet werden, 
um Schäden an Leib und Leben deutscher 
Bürger zu verhindern? 

76. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Geisenhofer bestehenden Regelung, daß im heutigen Groß- 
stadtverkehr ein Personenkraftwagen (meist 
nur mit einer Person besetzt) das gleiche Vor- 
fahrtsrecht besitzt, wie ein öffentliches Ver- 
kehrsmittel, das zum gleichen Zeitpunkt 100 
bis 300 Personen befördert? 

77. Abgeordneter Wäre es nicht an der Zeit, dem Massenver- 

Geisenhofer kehrsmittel das Vorfahrtsrecht einzuräumen 

und die Straßen mehr vom Individualverkehr 
zu entlasten, was außerdem eine wesentliche 
Verbesserung der Großstadtluft zur Folge 
hätte? 

78. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die von einem 

Seefeld Automobilclub geäußerte Meinung, die Aus- 

gaben für die Verbreiterung der Bundesauto- 
bahnen auf drei Spuren zuzüglich Standspur 
seien „für die Katz", denn die dritte Spur 
werde kaum genutzt? 

79. Abgeordneter Sind Erfahrungswerte darüber bekannt, in 

Seefeld welcher Weise die Autofahrer die dritte, 

rechtsgelegene Fahrspur meiden und sich vor- 
wiegend auf der mittleren und linken Fahr- 
spur bewegen? 

80. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Apel eine Fahrerlaubnis, die auf Grund einer Aus- 

bildung in Kraftfahrzeugen mit automatischer 
Kraftübertragung erteilt wurde, auch nur für 
solche Kraftfahrzeuge gelten sollte, und wie 
beurteilt sie in diesem Zusammenhang den 
Wegfall eines entsprechenden Vermerks im 
Führerschein in einer Reihe von Bundeslän- 
dern? 

81. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung vor, durch eine 

Dr. Apel Änderung der StVZO eine entsprechende Ein- 

tragung im Führerschein vorzuschreiben, wenn 
die Fahrausbildung in Kraftfahrzeugen mit 
automatischer Kraftübertragung erfolgte, um 
damit die bereits eingesetzte Entwicklung auf- 
zuhalten und die Verkehrssicherheit zu erhö- 
hen? 

82. Abgeordneter In welchem Maße hält die Bundesregierung 

Picard Fahrpreiserhöhungen bei der Deutschen Bun- 

desbahn für notwendig und vertretbar? 


83. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung für den 
Frau Tübler Ausbau der Bundesstraße 404 zu unternehmen, 
und sieht sie in der besonderen Bedeutung 
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84. Abgeordnete 

Frau Tübler 


85. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


86. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


87. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


88. Abgeordneter 

Picard 


der B 404 für die Wirtschaftsstruktur Schles- 
wig-Holsteins, sowie für die Segelolympiade 
1972 einen Anlaß zum beschleunigten Beginn 
der Baumaßnahme? 

Ist die Bundesregierung gewillt, das Angebot 
des Landes Schleswig-Holstein anzunehmen, 
die bei einem sofortigen Baubeginn anfallen- 
den Baukosten für das Haushaltsjahr 1970 
vorzufinanzieren? 

Hat die Bundesregierung, insbesondere der 
Bundesverkehrsminister, vor der Entscheidung 
über die Trassenführung der Umgehungsstraße 
um Eltville im Rheingau den Beauftragten der 
Bundesregierung für den Naturschutz, Herrn 
Prof. Dr. Bernhard Grzimek, gehört? 

Wird die Bundesregierung den Vorstellungen 
über die Gestaltung eines menschengerechten 
Lebensraumes, wie sie beispielsweise in der 
„Grünen Charta von der Mainau" niederge- 
legt wurden, auch im Straßenbau Rechnung 
tragen? 

Soll auch in der Bundesrepublik Deutschland 
die weitere Verwendung der Spikes-Reifen 
überprüft werden, und zwar nicht nur wegen 
der bekanntgewordenen schwerwiegenden 
Straßenschäden, sondern auch aus Gründen 
der Sicherheit, weil nur in einem Bruchteil der 
Winterszeit Straßenverhältnisse herrschen, die 
Spikes-Reifen vom Sicherheitsstandpunkt her- 
überlegen machen, während sie — nach Mei- 
nung internationaler Verkehrsfachleute — in 
der übrigen Zeit eine ernstliche Bedrohung 
der Sicherheit durch Beeinträchtigung der 
Straßenlage und der Bremsfähigkeit darstel- 
len? 

Bei welchen Dienstleistungen der Deutschen 
Bundespost sind Gebührenerhöhungen geplant, 
und in welchen Größenordnungen werden sich 
diese voraussichtlich bewegen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


89. Abgeordneter Sind Nachrichten zutreffend, daß die Bundes- 

Engelsberger regierung Spione aus der DDR gegen deutsche 

Staatsbürger aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die in der DDR festgenommen worden 
sind, ohne vorheriges Gerichtsverfahren aus- 
tauscht, und ist die Bundesregierung nicht der 
Meinung, daß der DDR damit ein einfaches 
Druckmittel gegeben ist und das Risiko für 
Ostspione auf ein Minimum sinkt? 
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90. Abgeordneter 

Niegel 


91. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 


92. Abgeordneter 

Rock 


93. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


94. Abgeordneter 

Hein 


95. Abgeordneter 

Hein 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik 
des schleswig-holsteinischen SPD-Landesvor- 
sitzenden Steffen am Regierungsentwurf eines 
Zonenrandförderungsgesetzes, die auf die Ab- 
schaffung jeglicher besonderer Förderung des 
Zonenrandgebiets hinausläuft? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
hessischen Finanzministers Lang, daß eine 
weitergehende Förderung des Zonenrandge- 
bietes zur Vermeidung negativer Reaktionen 
der DDR zurückgestellt werden solle? 

Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß bei 
dem Fortfall der besonderen Förderung des 
Zonenrandgebietes mit dem verstärkten Zu- 
rückbleiben der Infra-Struktur, mit dem Ab- 
sinken der Wirtschaftskraft und damit des 
Lebensstandards die Abwanderung aus dem 
Zonenrandgebiet erheblich zunehmen würde? 

Werden bei der Bundesregierung mit Rück- 
sichtnahme auf die Bemühungen, mit der 
„DDR" -Regierung zu die Verhältnisse norma- 
lisierende Gespräche zu kommen, Überle- 
gungen angestellt, die Förderung des Zonen- 
randgebietes abzubauen, oder unter andere 
Richtlinien zu stellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, auch Quartett- 
Spiele „Bilder aus Deutschland", wie sie das 
Bundesministerium für innerdeutsche Bezie- 
hungen im September 1970 an die Schüler der 
5. Klassen der allgemeinbildenden Schulen in 
der Bundesrepublik Deutschland verteilt hat, 
die Bilder aus Ostdeutschland enthalten, zur 
Verteilung zu bringen? 

Wie würde die Bundesregierung ihre Haltung 
der Öffentlichkeit gegenüber begründen, falls 
sie zu einer Verteilung von Quartett-Spielen 
„Bilder aus Deutschland" die Bilder aus Ost- 
deutschland enthalten, nicht bereit ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


96. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich für die 
Hansen Änderung des Beschlusses der Kultusminister- 

Konferenz vom 14. /i5. Mai 1964 einzusetzen 
mit dem Ziel, die schulische Betreuung der 
Gastarbeiterkinder in der Bundesrepublik 
Deutschland einheitlich zu regeln und sicher- 
zustellen, daß durch staatliche Schulaufsicht 
über alle schulischen Veranstaltungen die 
Gastarbeiterkinder vor jeder Beeinträchtigung 
der auch ihnen zustehenden Lernfreiheit ge- 
schützt werden? 
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97. Abgeordneter 

Breidbach 


98. Abgeordneter 

Flämig 


99. Abgeordneter 

Flämig 


100. Abgeordneter 

Lenzer 


101. Abgeordneter 

Lenzer 


Entsprechen die im Wirtschaftsmagazin „Ca- 
pital" Nr. 11 (Novemberausgabe 1970) ge- 
machten Angaben den Tatsachen, wonach be- 
reits vor dem Abschluß des Forschungssatel- 
liten AZUR am 8. November 1969 feststand, 
daß der Satellit die für ihn vorgesehenen Auf- 
gaben wegen des Fehlens eines Kontrollge- 
rätes im Werte von wenigen 100 DM nicht 
mehr ausführen können und so durch die An- 
ordnung der verantwortlichen Beamten des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft, 
wonach der Start des Satelliten ohne Rücksicht 
auf seine technische Funktionsfähigkeit er- 
folgte, das Ausgeben von 80 Millionen DM 
Steuergeldern ohne den gewünschten Effekt 
zu erreichen ermöglicht wurde? 

Trifft es zu, daß der Verband der chemischen 
Industrie zugleich auch im Namen seiner Ver- 
bandsmitglieder eine Beteiligung am Interna- 
tionalen Institut für das Management der 
Technologie abgelehnt hat, während z. B. IBM 
Europa die Institutsziele der technologischen 
Managementausbildung sowie Innovations- 
schulung bejaht und deshalb eine Beteiligung 
am Institut angeboten hat? 

Haben auch andere Industrieverbände oder 
Industrieunternehmen eine Beteiligung am In- 
stitut abgelehnt, obgleich schon der ehemalige 
Bundesminister für wissenschaftliche For- 
schung, Stoltenberg, und auch der derzeitige 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
darauf hingewiesen haben, daß es sich bei die- 
sem Institut um eine konzertierte Aktion von 
Wissenschaft, Wirtschaft und Staat handeln 
sollte, bei der die mit einer Beitragsleistung 
verbundene Mitwirkung der deutschen Indu- 
strie gerade in der konzeptionellen wichtigen 
Aufbauphase des Instituts erforderlich ist? 

Wie beurteit die Bundesregierung die Frage 
einer Unterstützung (Bundesbürgschaft usw.) 
der Frankfurter Urangesellschaft mbH durch 
die Bundesregierung bezüglich der Pläne, die 
Uranvorkommen in Namibia auszubeuten? 

Hat die Bundesregierung davon Kenntnis, daß 
nach Pressemeldungen von deutschen Firmen 
Verhandlungen über die Anreicherimg von 
Natururan im Lohnverfahren durch die Sowjet- 
union stattfinden, und daß diese bereits zu 
gewissen Vereinbarungen geführt haben? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

102. Abgeordneter Inwieweit ist die Meinung der Staatsanwalt- 
Hussing schaft beim Oberlandesgericht München, wo- 

nach Gastarbeiter nicht als „Teil der Bevöl- 
kerung" anzusehen sind, für die Bundesregie- 
rung Anlaß, in Publikationen und Anzeigen 
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eine vermehrte Annahme der Gastarbeiter in 
sozialer und kultureller Hinsicht durch die 
Bundesbürger voranzutreiben und ihre Unent- 
behrlichkeit deutlich zu machen? 

Welche Geld- und Werbemittel haben die Bun- 
desregierung und Bundesanstalten bisher auf- 
gewandt und eingesetzt, um die Gastarbeiter 
positiv ins Bewußtsein der Bundesbürger zu 
bringen? 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


104. Abgeordneter Welches ist die Stellungnahme der Bundes- 

Dr. Schulz regierung zu dem in der Empfehlung 614 (1970) 

(Berlin) der Beratenden Versammlung des Europarates 

vom 24. September 1970 gemachten Vorschlag, 
ein ständiges Organ für die Zusammenarbeit 
zwischen Ost und West zu schaffen, an dem 
auch der Europarat beteiligt sein sollte? 

105. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklä- 

Dr. Geßner rung des Bundesvorstandes des CSU-Freun- 

deskreises, sie sowie die Koalitionsparteien 
mißachteten „durch Kollaboration mit der Füh- 
rungsmacht der unfreien Welt das für sie 
rechtsverbindliche Grundgesetz und nicht min- 
der ihre politischen und militärischen Bündnis- 
pflichten"? 

106. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Geßner es dem Ansehen der Bundesrepublik Deutsch- 

land dienen würde, wenn sich die CSU zur 
Zurückweisung dieser Erklärung des Bundes- 
vorstandes des CSU-Freundeskreises ent- 
schließen könnte? 

107. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesaußenminister, wie 

Dr. Marx im Bulletin vom 21. Oktober 1970 behauptet 

(Kaiserslautern) wird, am 17. Oktober 1970 ausgeführt hat: 

„Es hat in den vergangenen Jahren zahlreiche 
Hindernisse gegeben, die einem zügigen Aus- 
bau zur westeuropäischen Integration immer 
wieder im Wege standen. Es gab künstliche 
und natürliche Hindernisse. Zu den künstli- 
chen gehörte zweifellos die Deutschland- und 
Ostpolitik früherer Bundesregierungen. Denn 
solange die Bundesrepublik Deutschland nicht 
bereit war, in ihrer Außen- und Ostpolitik 
vom territorialen Status quo in Europa aus- 
zugehen, mußten unsere westlichen Freunde 
befürchten, bei der Bildung einer politischen 
Union unter Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland auch deren besonderes Span- 
nungsverhältnis zu den Staaten Osteuropas 
mitübernehmen zu müssen und somit ihre 
eigene Sicherheit zu gefährden."? 


103. Abgeordneter 

Hussing 
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108, Abgeordneter 

Reddemann 


109. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 


110. Abgeordneter 
Wohlrabe 


111. Abgeordneter 

Kiep 


112. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 


113. Abgeordneter 
Breidbach 


Was hat der Bundesaußenminister in seiner 
beim außerordentlichen Parteitag der FDP ge- 
haltenen und im offiziellen Bulletin der Bun- 
desregierung am 21. Oktober 1970 abgedruck- 
ten Rede konkret gemeint, als er, den deutsch- 
sowjetischen Vertrag erklärend, behauptete: 
„Angesichts der gezielten Falschinformationen 
über das Moskauer Abkommen und der Fehl- 
interpietationen einzelner Vertragsbestim- 
mungen . . ."? 


Ist der Bundesaußenminister bereit, seine spe- 
zifische Geschichtsbetrachtung (Rede vom 17. 
Oktober 1970): „Zum ersten Mal seit der Grün- 
dung des Zweiten Deutschen Reiches im Jahre 
1871 wird in einem deutschen Staat eine Aus- 
senpolitik gemacht, die die Völker Europas in 
Ost und West gleichermaßen als vernünftig 
und konstruktiv werten." zu erläutern? 


Wieso formuliert der Bundesaußenminister in 
seiner Rede vom 17. Oktober 1970: „Die 
Rechte und Verantwortlichkeiten der vier 
Mächte in Bezug auf Berlin und Deutschland 
als Ganzes werden durch diesen Vertrag nicht 
berührt", während er laut deutscher Note an 
die drei alliierten Mächte vom 7. August 1970 
dem sowjetischen Außenminister offiziell er- 
klärt hat: „Die Frage der Rechte der vier 
Mächte steht in einem Zusammenhang mit 
dem Vertrag . . ."? 


Wie begründet der Bundesaußenminister sein 
Urteil, das er in seiner Parteitagsrede am 
17. Oktober 1970 über frühere Regierungen 
abgegeben hat, wonach „unsere Freunde im 
Westen . . . daran gewöhnt waren, daß Bonn 
lange Zeit hindurch es ängstlich vermied, zur 
westlichen Entspannungspolitik einen eigenen 
Beitrag zu liefern"? 


Welchen Anlaß hat der Bundesaußenminister 
zu seiner Behauptung (Bulletin vom 21. Okto- 
ber 1970): „Mir scheint, daß starke Kräfte in 
unserer parlamentarischen Opposition vor die- 
ser europäischen Verantwortung der Bundes- 
republik Deutschland zurückschrecken"? 


Hat der Bundesaußenminister in seiner Be- 
hauptung über die geänderte sowjetische Pro- 
paganda, „Der Ton ist anders, die Kritik an 
der Bundesrepublik Deutschland sachlicher ge- 
worden, gemeinsame Interessen werden her- 
ausgestellt, das Trennende tritt zurück" die 
schweren Angriffe gegen die CDU/CSU außer 
acht gelassen (siehe Bulletin vom 12. Oktober 
1970)? 
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114. Abgeordneter 
Wohlrabe 


115. Abgeordneter 
Dr. Klepsch 


116. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 


117, Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


118. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 

119. Abgeordneter 
Sdilee 


120. Abgeordneter 

Kern 


Welche geschichtliche Kenntnis hat es dem 
Bundesaußenminister möglich gemacht, in sei- 
ner Rede vor dem Außerordentlichen Parteitag 
der FDP (siehe Bulletin der Bundesregierung 
vom 21. Oktober 1970) folgende Feststellung 
zu treffen: „Das Moskauer Abkommen hat 
zum ersten Mal nach 1949 annehmbare Zwi- 
schenregelungen für Berlin bis zur endgültigen 
Regelung der deutschen Frage zum ernsthaften 
Gesprächsgegenstand gemacht"? 


Welche objektiven politischen Einsichten er- 
lauben es dem Bundesaußenminister, in seiner 
Rede vom 17. Oktober 1970 zu behaupten: 
„Unsere Verantwortung für die Erhaltung und 
Sicherung des europäischen Friedens wächst. 
. . . diese Verantwortung (hatten wir natür- 
lich) schon immer, wir haben sie nur nicht oder 
doch nicht in ausreichendem Maße wahrge- 
nommen." ? 

Welche Bestimmungen des deutsch-sowjeti- 
schen Vertrages hatte der Bundesaußenmini- 
ster im Auge, wenn er in seiner Parteitagsrede 
vom 17. Oktober 1970 (siehe Bulletin Nr. 142) 
behauptet: „Moskaus Verzicht auf seinen 
angeblichen oder tatsächlichen einseitigen 
Rechtsanspruch gegenüber der Bundesrepu- 
blik Deutschland . . ."? 


Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 
ren, daß mit der in der Mittelfristigen Finanz- 
planung vorgesehenen Steigerungsrate des 
Etats für die Auswärtige Kulturpolitik um 
rund 5Vo der gegenwärtige Besitzstand nicht 
gewahrt werden kann? 


Welche Priorität gedenkt die Bundesregierung 
der Auswärtigen Kulturpolitik in den näch- 
sten Jahren einzuräumen? 

Wenn es den Tatsachen entspricht, daß der 
Herr Bundesminister des Auswärtigen (laut 
„Handelsblatt") mit Bezug auf den Vertrag 
mit der Sowjetunion vor dem Juniorenclub 
der Industrie- und Handelskammer Düsseldorf 
erklärt hat, die politische Zusammenarbeit im 
Westen sei überhaupt erst möglich, wenn die 
Bundesrepublik Deutschland einen Ausgleich 
mit dem Osten erreicht und damit keine offene 
Ostflanke mehr habe, hat der Herr Bundes- 
minister des Auswärtigen dabei an einen Ver- 
zicht auf die Wiedervereinigung gedacht? 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der 
Kulturattache der deutschen Botschaft in Pre- 
toria, Herr Facano, Südafrika verlassen hat, 
weil die südafrikanische Regierung um seine 
Ausreise gebeten hat? 
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121. Abgeordneter Hat die südafrikanische Regierung außerdem 

Kern erklärt, daß sie für die Sicherheit des deut- 

schen Diplomaten nicht garantieren könne? 

122. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Zentral- 

Dr. Hermesdorf stelle für das Auslandsschulwesen personell 
(Schleiden) so auszustatten, daß sie die bereits begonnene 

Erarbeitung eines Unterrichts Werkes für nicht- 
deutschsprachige Schüler an den deutschen 
Schulen im Ausland schneller als bisher vor- 
antreiben und den Auslandsschulen dieses zur 
Erfüllung ihres zentralen Unterrichtsauftrages 
wichtige Hilfsmittel möglichst bald zur Ver- 
fügung stellen kann? 

123. Abgeordnete Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß 

Frau Klee am 19. November 1970 bei dem Treffen der 

Außenminister der Europäischen Gemein- 
schaften in München auch die Frage der Be- 
ziehungen zwischen Europa und Lateinamerika 
behandelt wird, um entsprechend dem Wunsch 
der deutschen Delegation in der Beratenden 
Versammlung des Europarates (declaration 
ecrite No. 3 vom 19. September 1970) mög- 
lichst bald die Vorschläge zu prüfen und auf 
sie einzugehen, die am 29. Juli 1970 von der 
Sonderkommission für lateinamerikanische 
Koordinierungsfragen (CECLA) in Buenos Ai- 
res für eine enge und partnerschaftliche Zu- 
sammenarbeit vorgelegt wurden? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, geeignete 
Engelsberger Schritte zu unternehmen, damit der im Bereich 

von Kitzbühel/Tirol geplante Kupferbergbau 
keine Beeinträchtigung auf die benachbarten 
bayerischen Erholungsgebiete und damit auf 
den existenznotwendigen Fremdenverkehr im 
Chiemseegebiet mit sich bringt? 

2. Abgeordneter Welchen geeigneten Schritt bereitet die Bun- 

Schröder desregierung vor, durch den sie der Nieder- 

(Wilhelminenhof) ländischen Regierung ihr Nichteinverständnis 

zur Einleitung ungereinigter Abwässer in das 
Emsästuar, auch soweit es sich um den ersten 
Abschnitt handelt, nochmals nachdrücklich zur 
Kenntnis bringen will, wie dieses der Herr 
Bundesminister des Innern in der Beantwor- 
tung meiner Mündlichen Anfrage vom 16. Ok- 
tober 1970 — Drucksache VI/1339 — mitteilte? 

3. Abgeordneter Welche Effektivität verspricht sich die Bundes- 

SchrÖder regierung, wenn sie beim jetzigen Stand der 

(Wilhelminenhof) Lage lediglich erneut der Niederländischen 

Regierung ihren Standpunkt zur Kenntnis brin- 
gen will, nachdem dieser dort seit längerer 
Zeit hinreichend bekannt sein dürfte? 

Wird die Bundesregierung den kürzlich ge- 
machten Vorschlag auf Einrichtung einer zen- 
tralen deutschen Kinemathek aufgreifen, und 
kann sie dabei sich an ausländischen Vorbil- 
dern orientieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


5. Abgeordneter Was hält die Bundesregierung von dem Vor- 
Erhard schlag des „Deutschen Juristenverbandes'', die 

(Bad Schwalbach) Simultanzulassung für Rechtsanwälte in wei- 
teren OLG-Bezirken einzuführen? 


6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß das 
Erhard Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969, 

(Bad Schwalbach) erweitert durch Gesetz vom 27. Juni 1970, auf 
Verwaltungsbeamte bei den Verwaltungsge- 
richten ausgedehnt werden sollte? 


4. Abgeordneter 

Zebisch 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter Welche Einwirkungsmöglichkeit hat die Bun- 
Geisenhofer desregierung, um die seit mehr als zwei Jah- 
ren freistehenden, in amerikanischer Verfü- 
gungsgewalt befindlichen 60 US-Wohnungen 
in München, Deiningerstraße, einer baldigen 
Belegung zuzuführen? 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, solange zu 

Geisenhofer intervenieren, bis dieser Zustand, der immer 

wieder, vor allem unter den Wohnungsuchen- 
den, Verbitterung hervorruft, durch die zu- 
ständigen Behörden beseitigt wird? 


9. Abgeordneter Wie weit sind die Überlegungen der Bundes- 
Dröscher regierung gediehen, den Verkauf von Ge- 

brauch t-PKW's für nicht gewerbliche Käufer, 
insbesondere Arbeitnehmer, die nicht die Mög- 
lichkeit haben, die Mehrwertsteuer abzuwäl- 
zen, mehrwertsteuerfrei zu machen? 


10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß den 
Dr. Abelein Garnisonsgemeinden daraus laufend schwer- 

wiegende finanzielle Nachteile erwachsen, 
daß in den Meldegesetzen der Länder die 
Grundwehrdienstleistenden von der Melde- 
pflicht befreit sind und deshalb nicht als Ein- 
wohner der Gemeinde zählen? 


11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung, falls sie die Befrei- 
Dr. Abelein ung der Soldaten von der Meldepflicht weiter- 

hin für erforderlich hält, bereit, in der Zukunft 
für einen vollen Ausgleich der sich daraus 
ergebenden finanziellen Verluste der Garni- 
sonsgemeinden zu sorgen und insbesondere 
bei den Ländern darauf hinzuwiken, daß die 
für die Garnisonsgemeinden schädlichen Aus- 
wirkungen der genannten Befreiungsvorschrift 
durch entsprechende Vorschriften in den Län- 
dergesetzen über den Finanzausgleich zwi- 
schen dem Land und den Gemeinden (Länder- 
finanzausgleichsgesetzen) in vollem Umfang 
beseitigt werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


12. Abgeordneter Weiches sind die Gründe für die Nichtauszah- 
Storm lung der Mittel aus dem Sonderprogramm 

Holstein und dem ERP-Programm 1970 für den 
Zweckverband Karkberook, und welche Mög- 
lichkeiten sieht die Bundesregierung, im Hin- 
blick auf eine Weiterarbeit an den schon be- 
gonnenen und nun in Kürze stillzulegenden 
Arbeiten am Klärwerk Klosterseeniederung 
und dem sich anschließenden Kanalisierungs- 
projekt im Hinblick auf die Abwendung eines 
finanziellen Schadens in Höhe von etwa 1 Mil- 
lion DM für den Zweckverband? 


13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Zuge 
Storm dieser Stillegung der Baumaßnahmen etwa 50 

Dauerarbeitskräfte von den am Bau beteiligten 
Firmen entlassen werden müssen, ohne Aus- 
sicht auf eine Wiederanstellung in ihrer jetzi- 
gen oder einer anderen Tätigkeit, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung zur 
Vermeidung dieser Entwicklung? 


Ist beim Verkauf der früheren Firma Borsig 
an die Firma Babcock, Oberhausen, sicherge- 
stellt worden, daß die von der Salzgitter AG 
seinerzeit der DIAG — an der der Bund mit 
75 Prozent beteiligt ist — • bei der Übernahme 
des Werkes Borsig für die Altersversorgung 
alter Belegschaftsmitglieder zur Verfügung 
gestellten 22 Millionen DM auch weiterhin für 
diesen Zweck Verwendung finden? 


Welche Vorkehrungen sind — falls die Fra- 
ge 14 bejaht werden kann — für den Fall 
getroffen worden, wenn die Borsig-Werke 
eventuell weiter veräußert oder gar stillgelegt 
werden? 


16. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den in 
Ott „Capital" Nr. 11/November 1970 beschriebenen 

Vorgang, wonach Staatssekretär Rosenthal 
Beamte des Wirtschaftsministeriums nach ih- 
rer geheimen Wahl bei der letzten Bundes- 
tagswahl befragte? 


17. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
Ott mit das Wahlergebnis und das Recht zur freien 

Meinungsäußerung auch bei Beamten gewahrt 
bleibt? 


15. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


14. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Entlastung 
Gallus des Schweinemarktes im kommenden Jahr den 

Absatz von Spanferkeln durch Gewährung von 
Prämien zu fördern? 


19. Abgeordneter Welches Ergebnis hatte das von Staatssekretär 
Niegel Dr. H. D, Griesau kürzlich in der Fragestunde 

angekündigte Gespräch mit der sogenannten 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände 
(AGV), und welche Konsequenzen zieht das 
Bundesernährungsministerium aus der Tatsa- 
che, daß nach diesem angekündigten Zeit- 
punkt des Gesprächs die Angriffe der AGV 
gegen die Agrarpolitik und gegen die Land- 
wirtschaft schlechthin fortgesetzt wurden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Weigl Zwangsmitglieder der IG-Chemie-Papier-Kera- 

mik-Verwaltungsstelle Essen auf Grund eines 
Rundschreibens an die Betriebsangehörigen 
der PAG Presswerk AG, Essen, zugeführt 
wurden: — „Der Betriebsrat und die Vertrau- 
ensleute der PAG Presswerk AG haben nun 
beschlossen, daß alle Unorganisierten dieses 
Werkes ab 1. November 1970 Mitglied der 
IG Chemie-Papier-Keramik werden. Wer bis 
zum 12. November 1970 keinen Einspruch beim 
Betriebsrat im Betriebsratszimmer eingelegt 
hat, von dem wird angenommen, daß er mit 
diesem Beschluß einverstanden ist. Gleichzei- 
tig wird vom 16. Oktober 1970 bis 12. Novem- 
ber 1970 der Gewerkschaftssekretär der IG 
Chemie-Papier-Keramik, Kollege Werner Pe- 
nugaow, im Betriebsratszimmer sein, damit 
Sie über diesen Punkt mit ihm diskutieren 
können." — ? 


21. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
Buschfort machen, in wieviel Prozent der betriebsrats- 

fähigen Betriebe es keinen Betriebsrat gibt? 
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22. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind bislang zur Förde- 

Wuwer rung der beruflichen Weiterbildung von aus- 

ländischen Arbeitnehmern ergriffen worden? 


23. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Wuwer die berufliche Weiterbildung nicht nur für die 

Gastarbeiter selbst von Nutzen ist, sondern 
bei deren Rückkehr auch den Heimatländern 
zugute kommt und somit eine Art wirksamer 
Entwicklungshilfe sein kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministeis für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


24. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Weigl dem Wunsch des Bayerischen Bauernverban- 

des zu entsprechen, und die in der sogenann- 
ten Freibankfleisch-Verordnung vom 30. Juli 
1970 festgelegten Mindestanforderungen an 
die Errichtung und Führung von Abgabestel- 
len bei der Lagerung und dem Transport für 
bedingt taugliches und minderwertiges Fleisch 
wenigstens für eine Übergangszeit zu erleich- 
tern? 


25. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 

Dr. Jungmann und was beabsichtigt sie zu tun, um die ge- 

sundheitlichen Folgen einer langfristigen Ein- 
nahme von Ovulationshemmern festzustellen? 


26. Abgeordneter Wie weit sind die Bestrebungen gediehen, be- 
Dr. Jungmann sondere Internate mit Rehabilitationseinrich- 
tungen für Hämophilie-Kranke in der Bundes- 
republik Deutschland zu schaffen? 


27. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
Zebisch zeitige Situation auf dem Wohnungsmarkt 

für Studenten und Studentenehepaare, und 
wie viele Wohnungsmöglichkeiten für Stu- 
denten und Studentenehepaare bei Privaten 
oder in Wohnheimen will sie in den nächsten 
Jahren schaffen? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


23. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Hussing Stadt Hanau ihren innerstädtischen Verkehr 

erst dann wirksam gestalten kann, wenn die 
B 45 mindestens bis zur Main-Überführung 
ausgebaut ist, und der Zubringer zum Rhein- 
Main-Schnellweg fertiggestellt ist? 

29. Abgeordneter Wann kann der Ausbau der B 45 in Angriff 

Hussing genommen werden und voraussichtlich bis zur 

Main-Überführung fertiggestellt sein, und 
wann kann der Zubringer von Hanau zum 
Rhein-Main-Schnellweg dem Verkehr überge- 
ben werden? 

30. Abgeordneter Zu welchem Kompetenzbereich wird nach der 

Leicht beschlossenen stufenweisen Auflösung der 

Bundesbahndirektion Mainz in Zukunft die 
Pfalz gehören? 

31. Abgeordneter Bis wann wird die Deutsche Bundesbahn den 

Leicht Notwendigkeiten, wie sie auch im Raumord- 

nungsplan der Region Südpfalz herausgestellt 
wurden, gerecht und die Bahnstrecke Schiffer- 
stadt— Wörth — Karlsruhe elektrifizieren? 

32. Abgeordjieter Wann ist mit dem Baubeginn bei der B 40 

Brandt zwischen Mainz und Alzey, insbesondere der 

(Grolsheim) Ortsumgehung Klein-Winternheim und Nie- 

der-Olm zu rechnen? 


33. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für das von 
Engelsberger den US-Streitkräften belegte Autobahnrast- 
haus am Chiemsee eine ähnliche Einrichtung 
für die deutsche Bevölkerung zu schaffen, 
oder durch Verhandlungen mit den US-Streit- 
kräften die Freigabe des Rasthauses anzustre- 
ben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


34. Abgeordneter Ist dem Minister für innerdeutsche Beziehun- 
Dr. Beermann gen bekannt, daß das im Zonengrenzkreis 
Stormarn gelegene Sachsenwaldtheater in 
Reinbek — eine kulturelle Einrichtung von 
hohem Rang und großer Bedeutung für den 
gesamten Kreis — völlig niedergebrannt ist? 
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35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung im Hinblick darauf, 

Dr. Beermann daß in § 7 ihres Entwurfs eines Gesetzes zur 

Förderung des Zonenrandgebietes festgelegt 
ist, daß der Bund im Zonenrandgebiet kultu- 
relle Einrichtungen durch Zuwendungen zur 
Spitzenfinanzierung besonders fördert, bereit, 
den Aufbau des Sadisenwaldtheaters finanziell 
zu unterstützen, falls ein diesbezüglicher An- 
trag der Stadt Reinbek vorliegt und dieser 
vom Land Schleswig-Holstein befürwortet 
wird? 


Bonn, den 6. November 1970 



